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Stellungnahme  zum  Begutachtungsentwurf

Gaskennzeichnungsverordnung  2023

Sehr  geehrte  Damen  und Herren!

der Novelle zur

Wir  dürfen  im Rahmen  der Begutachtung  der  Novelle  zur  Gaskennzeichnungsverordnung  2023  wie  folgt

Stellung  nehmen:

Ad § 7a GaskennzeichnungsverordnungsnoveIle  2023

Die  Formulierung  des  § 7a der  Gaskennzeichnungsverordnung  widerspricht  der

Verordnungsermächtigung  des  GWG  in formaler  Hinsicht  und  behindert  die  Entwicklung  des

Austausches  für erneuerbare  Gase und somit  die Erreichung  der Dekarbonisierungsziele  in diesem

Bereich,

Bezüglich  unserer  formalen  Bedenken  haben  wir  die rechtliche  Stellungnahme  von Dr. Thomas  Rabl in

der  Anlage  beigefügt.

Der  Markt  für  Biomethan  bzw.  erneuerbare  Gase  ist  ein  junger  Markt,  insbesondere  der

grenzüberschreitende  Handel  dieser  Gase. Dies gilt  auch für  die Nachweisführung.

Neben  den im Art 19 RED II  definierten  Herkunftsnachweisen,  welche  die Aufgabe  des Nachweises  des

Anteils  oder der  Menge erneuerbarer  Energie  im  Energiemix  gegenüber  Endkund:innen  haben

(,,Labeling"),  gibt  es in Europa  weitere  gesetzliche  oder  private  Nachweissysteme  für  erneuerbare  Gase.

Das von der  E-Control  angeführte  AIB baut  derzeit  erst  das operatives  Austauschsystem  für  Nachweise

von erneuerbaren  Gasen auf. Des Weiteren  sind in einer  Vielzahl  von europäischen  Ländern  noch keine

gesetzlichen  Herkunftsnachweisregister  gem.  Art  19 Red II  etabliert.

Eine Einschränkung  des internationalen  Handels  aller  Gasnachweise  nicht  nur  der  Herkunftsnachweise,

ohne dass die Herkunftsnachweise  über AIB faktisch  bereits  gehandelt  werden  können,  würde  den

grenzüberschreitenden  Austausch  von erneuerbaren  Gasmengen  auf  absehbare  Zeit  verhindern.  Derzeit

hat sich in diesem  Bereich  ERGAR als europäische  Brancheninitiative  - die durch  europäische  Stellen

unterstützt  wurde  - etabliert  und  organisiert  die  technischen  und  organisatorischen

Rahmenbedingungen  für  den Austausch  seit  mehreren  Jahren.  Auf  dieser  Ebene  gibt  es auch  Gespräche
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zwischen  ERGAR und AIB. Mit der gep1anten  Regelung  des § 7a würde  es zu einer  Verzögerung  der
österreichischen  Anbindung  an den europäischen  Markt  kommen.

Für Rückfragen  stehen  wir  jederzeit  zu Verfügung.

Mit  freundlichen  Grüßen

AGCS  Gas  CI ng  and  Settlement  AG

M lied des

V ndes

Anlage:  rechtliche  Stellungnahme  von Dr. Thomas  Rabl
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KARASEK  WIEmZYK  RECHTSANWÄLTE  GMBH

e-mail

AN:

ZU  HANDEN:

E-MAIL:

VON:

AGCS  Gas Clearing  and  Settlement  AG

Herrn  Vorstand  MMag.  Josef  Holzer

josef.holzer@agcs.at

Dr.  Thomas  Rabl  / Mag.a  S. Illo  Ortner

Wien,  am  16.5.2023

2021-51  9/k/agcs230516mai1

Ansprechpartner'  Dr.  Thomas  Rabl  /Mag  a S Illo  Ortner

T: +43  l 24500-3  l75

F. +43  l 24500-63]79

thomas  rabl(akivr  at / sarina  illo  ortner(2i)kwr  at

Novelle  zur  Gaskennzeichnungsverordnung  2023

MAG.  CLEMENS  M. BERLAKOVITS

DR. BEATRICE  BLüMEL,  LL.M.

MAG.  ARNO  CICHOCKI

DR. ELISABETH  MARIA  FISCHER

DR.  THOMAS  FRAD

STEFAN  GRtlBER.  LL.M.

PRIV.-DOZ.  MMAG.  DR. THOMAS  HABERER

MMAG.  DR. THOMAS  HASELBERGER,  LL.B.

AUCH ALS STEUERBERATER  ZUGELASSEN

DR. ANDREAS  HERRMANN

DR. GEORG  KARASEK

MAG.  BARBARA  KUCHAR

MAG.  CAROLINE  LESSKY

DR. ANNA  MERTINZ

MAG.  SARINA  ILLO  ORTNER

DR.  THOMAS  RABL

DR. JULIAN  RING

MAG.  JAN  PHILIPP  SCHIFKO

DR. PAUL  SCHMIDINGER

MATS  SCHRöDER,  LL.M.

DR. HAFIZE  STöHR

DR. KATHARINATRETTNAK-HAHNL

DR. VINZENZ  WALDHOF

MMAG.  DR. GEROLD  WIETRZYK

AllCH  ALS STEllERBERATER  ZllGELASSEN

HON.-PROF.  DDR.  Je)RG  ZEHETNER

NICOLAS  O. ZENZ.  LL.M.,  BSc

Sehr  geehiter  Herr  Vorstand  MMag.  Holzer!

In  obiger  Angelegenheit  nehmen  wir  Bezug  auf  die E-Mail  vom  10.5.2023  sowie  auf  iu'iser

Telefonat  am 11.5.2023.

Wir  wurden  ersucht,  den vorliegenden  Entwurf  der Energie-Control  Austria  (ECA)  der

Verordruing,  mit  dem die Gaskeru'izeichmingsverordnung  geändeit  wird  (Gaskennzeich-

nungsverordnungsnovelle  2023)'  in  rechtlicher,  formeller  Hinsiclit  zu veiproben,  und  zwar

insbesondere  die geplanten  Änderungen  in § 7 Abs  4 sowie  § 7a gemäß  Gaskeru'izeich-

nungsverordnr'u'igsnovelle  2023.

Nach  auftragsgemäßer  Durchsicht  können  wir  dazu  Folgendes  mitteilen:

1.  Die  Gaskeru'izeichnungsverordnung  soll  hinkünftig  auf  den  Verordnungsermächtigun-

gen in § 129c  Abs  5 und  § 130  Abs  8 GWG  2011  idgF  gründen.

'DerEntwtirfderBehördeistveröffentliclit:https://www.e-control.at/documents/1785851/O/Entwiirf  2023 Gas-

kennzeiclmungs-VO+final+clean.pdt7bdda149b-50d0-41b5-5c7a-eO338e8b61ae?t=1683265951583.

FLEISCHMARKTL3.Stock  I 1CII(]WIEN  I FN246828hHGWien  I UID-Nr.ATU57997305

WVltW.KVllR.AT  I WIEN  I SOFIA

DIE LEISTuNGEN  VON KWR WERDEN  AuF  GRUNDLAGE  DER ALLGEMEINEN  AUFTRAGSBEDINGuNGEN
IN DER JEWEILS  GELTENDEN  FASSUNG  ERBRACHT  (ABRUFBAR  UNTER  WVW.KWR.AT).



2. S, 129c  GWG  2011 enthält  Vorgaben  für  die Anerkennung  von  Herkunftsnacliweisen

(im  Folgenden  kurz  arich,,HKN")  aris anderen  Staaten,  wobei  Abs  5 leg  cit  normiert,

dass betreffend  der  Anerkennbarkeit  von  HKN  für  die  Zwecke  der Gaskennzeichnung

Bedingungen  in der  Verordnung  gemäß  § 130  Abs  8 GWG  2011,  sohin  der  Gaskeru'i-

zeichnungsverordrtung2,  festgelegt  werden  können.

3. 8, 130  GWG  2011  regelt  die Ausweisung  der  Herkunft  (Labeling)  und  enthfüt  in  Abs  8

wöitlich  folgende  Verordnringsermächtigung:

,,Die  RegJiervmgsbehörde  knn  durch  Verordnung  nähere  Bestimiwngen  über  die Gas-

kenmeichnung sowie die Ausgestaltung der Herlcunftsnachweise erlassen. Dabei sind insbe-
sondere der Umfang der gemäß §§ 129b und 130 bestehenden Verpflichtungen sowie die
Tlorgaben firr  die Ausgestaltung der Herkunftsnachweise zu den verschiedenen erneuerbaren
Gasen und der Gasjcennzeichnung gemäß diesen Rechtsvorschriften näher ZZ/ bestimmen."

Aus  dem  Rege1ungszusammenhang  folgt  rinzweideutig,  dass sich  diese  Verordtungs-

ermächtigung  nur  auf  die  Gaskennzeichnung  (das Labeling)  ui'id  die  Anerkennung

von  HKN  im  Sinne  des GWG  2011 bezielit.  Daher  beziehen  sich  zwangsläufig  arich

die Vorgaben  in § 129c  GWG  2011 nur  auf  die Anerkeru'iung  von  HKN  bzw.  die

Anerkennung  anderer  Nachweise  und  Zertifikate  als HKN  in  diesem  Kontext.

4. Dieser  Umstand  wird  grruidsätzlich  bereits  arisdrücklich  durch  eine  Einfügung  in  § 7

Abs 1 GaskennZiiihuuughviiurdnung  klargestellt.  Dass daher gemäß E3 7 Abs 4
Gaskennzeichnungsverordnungsnove11e  2023  festgehalten  wird,  andere  Nach-

weise/Zertifikate  könnten  nicht  in die Registerdatenbank  zum  Zwecke  der Gaskeru'i-

zeichnung iSd 83 130 GWG 2011 übertragen werden, ist grundsätzlich -  abgesehen
vom  ohnehin  eindeutigen  Gesetzeswortlarit  -  entbemlich  rind  regelungstechnisch  re-

dundant.

5. Jedenfalls  nicht  von  der  erwähnten  Verordnungsermächtigung  gedeckt  ist, wenn  die

Regulierungsbehörde rnit dem geplanten 83 7 Abs 4 Gaskennzeichnungsverordnungs-
novelle  2023 andere  Nachweise  oder  Zertifikate,  die nicht  mit  der Gaskennzeich-

ming  nach  e) 130  GWG  2011 in Verbindung  stehen  oder  sonst  als HKN  im  Sinne  des

GWG  2011 dienen  könnten,  verbieten  würde.  Die  Verwendung  und/oder  den  Handel

von  Nachweisen/Zertifikaten,  die nicht  dem  GWG  2011 unterliegen,  karu'i  (darf)  die

Regulierungsbehörde  schlicht  nicht  über  die Verordnungsermächtigung  nach  § 130

Abs  8 GWG  2011  regeln.

Dementsprechend  sollte  § 7 Abs  4 Gaskennzeichnungsverordnungsnovelle  2023  zur

Klarstellung  zumindest  wie  folgt  gefasst  werden,  wobei  der durchgestrichene  Text

schlicht  entfallen  könnte:

2 BGBl.  II  Nr.  275/2019  idF  BGBl.  n  Nr.  47/2022.
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,,Andere Arachweise oder Zertifiküte, die in inländischen Registern generiertwerden, welche
keinen gesetzlichen Grxmdlagerr zur Generierung vorx Herkunftsnachweisen unterliegen,
Icönnen nicht in die gemäß § 130 Cd'T'G 2011 von der Reg;dierungsbehörde geführte Regis-
terdatenbanlc  irbertragen  und  dort  eingeset=t,  vcnvcndct  odcr  gc1arw"idclt  svcrdcri  xmd  «verden

nicht  ßr  die Gaslcennzeichnung gemäß § 130 GWG 2011 in Österreich anerlcannt. Es gelten
mrssd'iließlich Herkunftsnachveise gemäß § 81 oder § 84 EAG sowie § 129b oder § 129c
GTT'G 2011 als Herkirnftsnachveise  für die Gaskennzeichmmg."

6. §129cGWG2011rege1t-wieobenerwähnt-nundieAnerkennungvonHKNaus

anderen  Staaten,  und  zwar  ausdrücklich  nur  in  Bezug  auf  HKN  im  Sinne  des GWG

2011.  Die  Regulierungsbehörde  kann  daher  aufgrund  der Verordnungsermächtigung

des § 129c  Abs  5 GWG  2011 in  diesem  Zusarnmenhang  Bedingungen  vorsehen.  Ohne

jeden  Zweifel  ist  die Behörde  allerdings  nicht  ermächtigt,  darüberhinausgehende,  ge-

nerelle  Regelungen  über  sonstige,,Gasnachweise"  und/oder  sonstige  Zertifikate  oder

gar lffnsicl'itlicl'i  des internationalen  (!)  Handels  von  solclien  zu treffen.

7. Bereits  zur  Klarstellung  sollte  § 7a idF  Gaskennzeichnungsverordnungsnove11e  2023

daher  anders  gefasst  werden,  wobei  nur  auf  HKN  und die Gaskennzeichnung  iSd

GWG  2011 zu referenzieren  wäre.  Der  im  Folgenden  durchgestrichene  Text  sollte

daher  entfallen,  die notwendigen  Ergänzungen  im  Verordnungstext  sind  nachstehend

rot  ergänzt  und  rinterstrichen  in  den  im  Verordnungstext  aufgenomrnen.

Iidcrnationttlcr  Haiulel  vw Gasnac/wciscn  xmd Eedingungcn für  die Anerkenmmg  yg
Herkunfisnachweisen  ttus mideren Staaten für  die Gaskennzeichnung
§ 7a. (1) Für  den internationalen  Handel  von  Gasnachweisen  zur  Anerlcennung  als  Her-

kunftsnachweis im Sinne des § 129b GWG 2011 undzur Gaskennzeichnunz nach G 130 GWG
2Qjj  ist ausschließlich eine von der Regxdierungsbehörde definierte elektronische Schnitt-
stelle  zu verwenden.

(2) Ein manueller Übertrag von M:tchweisen zur Anerkenmmz als Herkunftsnachweis im

Sinne des G 129b GWG 2011 rmdzur  Gasjcennzeichnun5z  nach § 130 GWG 2011 ist nur in

einzelnen Fällen möglich, sofern eine schriftliche Übereinkunft über den manuellen Über-
trag zwischen der Regtdierungsbehörde und der vom Gesetz benannten herkunftsnachweis-
ausgebenden Stelle iin Zielland  geschlossen wird, auf  dem manuellen Übertrag die Zieldo-
mäne/das Zielland, der Empfänger der Herkunfisnachweise vmd der Zweck des Übertrags
angeftrhrt sverden. Die jvR'glichkeit des manuelien Übertrags von Herkunftsnachweisen ist
bis zuin Ansch1uss der Zieldomäne an die von der Reg;dierungsbeMrde definierte Schnitt-
stette  mögiich.  Danach  erlischt  diese  ausnahmslos.

(3) Andere Nachweise oder Zertifikate, die in ausländischen Registern generiert werden,
welche keinen gesetzlichen Grimdlagen zur Generierung von Herkunftsnachweisen unterlie-
gen, können nicht in das System der Registerdatenbank gemäß § 81 EAG oder § 129b GWG
2011  der  RegtdierungsbehöiAe  iibertragen  und  dort  eingesctr:t,  vcnvcndct  odcr  gdqandch

werden undwerden  nicht für  die Gaskennzeichnung in Österreich aner1cannt. Es gelterr aus-
schließlich Herkunftsnachweise gemäß § 81 oder § 84 EAG sowie § 129b oder § 129c GWG
2011 als gesetzlich gültige Herkvmflsnachweise fiir  die Gaskennzeichmrng.
(4) (...)

8. Abschließend  ist  nochmals  zu betonen,  dass die obenstel'ienden  Änderungsvorschläge

in erster  Linie  einer  Klarstellung  dienen  sollen.  Wie  arisgeführt,  d€irfen  die in der  No-

velle  vorgesehenen  Regelungen,  etwa  zum  (internationalen)  Handel  ,,privater"  Nach-

weise/Zertifikate  ohne  Bezug  zum  GWG  2011,  bereits  aus zwingenden  verfassungs-
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rechtlichen  Gründen  (Art  18 Abs  2 B-VG)  niclit  durch  die  Regulierungsbehörde  ge-

troffen  werden,  weil  dies  nicht  von  den  bestehenden  Verordnungsermächtigungen  ge-

deckt  wäre.  Freilicli  dürfte  die Gaskeni'izeichnungsverordnung  auf  Grundlage  der

§§ 129a,  130  GWG  2011  schon  ganz  generell  nicht  in  den  europäisclien  Warenverkehr

eingreifen  und  diesen  bescl'u:änken,  zumal  der  grenzttberschreitende  Handel  von  Bio-

methanmengen  inklusive  der  damit  verbundenen  ,,Nachweise"  (die  eben  niclit  dem

GWG  201  1 entsprechen  müssen)  nicht  verunmöglicht  werden  darf.

Wir  hoffen,  mit  dieser  kurzen  Stellungnahme  dienlich  zu sein.

Für  Rücldragen  stehen  wir  selbsfüerständlich  jederzeit  gerne  zur  Verfügung.

Mit  freundlichen  Grüßen

KWR  KARASEK  WIETRZYK

TH\,ts,anwälte Grn;, ,]!,  [[
D;.  ThomaA  Rabl  M'ne.a  S. Illo  Ortner
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